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GENERALDIREKTION AUSSCHÜSSE UND DELEGATIONEN
- HAUSHALTSKONTROLLAUSSCHUSS -

Informationsreise einer Delegation des Haushaltskontrollausschusses 
nach Griechenland und in die ehemalige jugoslawische Republik 

Mazedonien
6.-9. Mai 2007

Das Programm und die Teilnehmerliste sind Anhang 1 zu entnehmen.

Die drei wichtigsten Programmpunkte der CONT-Delegation waren

1. der Stand der Umsetzung des Aktionsplans für das Integrierte Verwaltungs- und 
Kontrollsystem (InVeKoS) in Griechenland,
2. die Umsetzung des Mandats und Verwendung von EU-Mitteln durch das Europäische 
Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP) und
3. die Umsetzung des Mandats und Verwendung von EU-Mitteln durch die Europäische 
Agentur für Wiederaufbau (EAR)

1. Stand der Umsetzung des Aktionsplans für das Integrierte Verwaltungs- und 
Kontrollsystem (InVeKoS) in Griechenland.

In seinem Beschluss vom 24. April 2007 betreffend die Entlastung zur Ausführung des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2005, 
Einzelplan III - Kommission, Ziffer 40, fordert das Europäische Parlament 

„nachdrücklich, dass die Zahlungen ganz oder teilweise ausgesetzt werden, falls die 
Mitgliedstaaten die grundlegenden Anforderungen nicht erfüllen, so im Fall des 
InVeKoS in Griechenland, bei dem die griechischen Behörden die bestehenden 
Probleme nicht innerhalb der gesetzten Fristen beheben, wie sie im gemeinsam 
beschlossenen Aktionsplan festgelegt sind, den die Kommission von den griechischen 
Behörden im Hinblick auf ein uneingeschränkt funktionierendes InVeKoS verlangt hat“.

Diese Entschließung enthält noch weitere Abschnitte, in denen auf die Nichterfüllung 
der Anforderungen des InVeKoS hingewiesen wird (siehe Anhang 2).

Das InVeKoS wurde 1992 von den damals 12 Mitgliedstaaten im Zuge der GAP-
Reform und der damit verbundenen Einführung von Direktbeihilfen für Landwirte 
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beschlossen. Seit 1997 ist seine Anwendung obligatorisch. Die CONT-Delegation reiste 
nach Athen, um sich über den Stand der Umsetzung des InVeKoS zu informieren und
eine unmissverständliche Botschaft zu überbringen: Sollte Griechenland seinen 
Aktionsplan für die Umsetzung des InVeKoS nicht vollständig einhalten, werden die 
über dieses System abgewickelten Zahlungen bis zur Erfüllung sämtlicher 
Verpflichtungen ausgesetzt. 

Über das InVeKoS werden zahlreiche GAP-Programme kontrolliert. Wegen 
Nichterfüllung der Anforderungen an das InVeKoS verweigerte die Kommission 
Griechenland die Anerkennung von Ausgaben in Höhe von 470 Mio. EUR für den 
Zeitraum 1999-20071. Seit 1998 wird Griechenland immer wieder als einziger 
Mitgliedstaat genannt, der die InVeKoS-Vorschriften nicht einhält, was für die 
Identifizierung landwirtschaftlich genutzter Parzellen ebenso gilt wie für die 
Tierkennzeichnung. 

2. Umsetzung des Mandats und Verwendung von EU-Mitteln durch das Europäische 
Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP)

Da das CEDEFOP schon seit Jahren Probleme mit der Haushaltsführung hat, widmen 
ihm der Europäische Rechnungshof (EuRH) und der Haushaltskontrollausschuss
verstärkte Aufmerksamkeit. Durch die Zusammenkunft mit dem CEDEFOP sollten 
wichtige Verwaltungs- und Finanzfragen geklärt werden. Das Treffen fand in 
Thessaloniki statt.

3. Umsetzung des Mandats und Verwendung von EU-Mitteln durch die Europäische 
Agentur für Wiederaufbau (EAR)

In seinem Beschluss vom 24. April 2007 betreffend die Entlastung zur Ausführung des 
Haushaltsplans der Europäischen Agentur für Wiederaufbau für das Haushaltsjahr 2005, 
Ziffer 23, fordert das Europäische Parlament

„mit Nachdruck, dass die Kommission die Tätigkeit der Agentur, die 2008 enden soll, 
verlängert; ist der Auffassung, dass diese Agentur, damit das erworbene Fachwissen 
nicht verloren geht, auf der Grundlage einer vorherigen Kosten-Nutzen-Analyse in eine 
Agentur für die Durchführung bestimmter EU-Aktionen im Außenbereich umgewandelt 
werden sollte, die sich insbesondere mit Nachkrisensituationen befasst, wobei darauf 
geachtet werden muss, dass es nicht zu Überschneidungen mit den Tätigkeiten anderer 
europäischer oder internationaler Organisationen kommt;…“

Die EAR verwaltet die bedeutendsten Hilfsprogramme der Europäischen Union in der 
Republik Serbien (einschließlich des unter UN-Verwaltung stehenden Kosovo), der 
Republik Montenegro und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien 
(EJRM). Im Februar 2000 eingerichtet, war die Agentur zunächst das wichtigste
Instrument der EU für die Förderung des Wiederaufbaus im kriegszerstörten Kosovo 
und dehnte ihre Tätigkeit erst später auf Serbien, Montenegro und die EJRM aus. Sie 
hat ihren Sitz in Thessaloniki (Griechenland) und unterhält Einsatzzentren in Pristina, 
Belgrad, Podgorica und Skopje. Seit 2000 sind EU-Steuergelder im Umfang von ca. 
2,85 Mrd. EUR durch die Hände der EAR gegangen.

  
1 Bezogen auf das Datum der Rechnungsabschlussentscheidung.
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Die momentan von ihr durchgeführten Programme haben die Unterstützung einer 
verantwortungsbewussten Staatsführung, die Stärkung der Zivilgesellschaft und der 
Rechtsstaatlichkeit, die Entwicklung einer Marktwirtschaft sowie weitere Investitionen 
in kritische Infrastrukturen und in Umweltschutzmaßnahmen zum Ziel. 

Bei ihrem Besuch in Mazedonien wollte die CONT-Delegation vor allem ihrem Bericht 
über die Entlastung der EAR für 2005 (siehe Anhang 3) Nachdruck verleihen, der vom 
Parlament mit sehr großer Mehrheit angenommen wurde.

In Mazedonien verwaltet die EAR ein EU-Förderportfolio im Wert von 327 Mio. EUR, 
von denen bei Fertigstellung des vorliegenden Berichts rund 90 % gebunden und rund 
77 % ausgezahlt waren. Es umfasst CARDS 2002-06, Phare 1998-2000 und das 
Emergency Response Programme (2001).

Arbeitsabendessen mit dem Minister für ländliche Entwicklung und Ernährung, 
Herrn Bassiakos, und dem Generalsekretär für Agrarpolitik und internationale 
Angelegenheiten, Herrn Avgoulas
Restaurant Orientes, Athen

An dem Essen nahmen ferner der Präsident der OPEKEPE (Zahlstelle), Herr 
Karatzoglou, die Generalsekretärin der OPEKEPE, Frau Papavasileiou, sowie weitere 
Vertreter der OPEKEPE teil.

 

Hauptanliegen des Treffens:

Das Ziel des von Minister Bassiakos ausgerichteten Treffens bestand in der Erörterung 
der aktuellen Situation des Systems zur Kontrolle der von Griechenland verwalteten 
EU-Mittel unter besonderer Beachtung der Agrarausgaben und des InVeKoS. Für die 
Durchführung des griechischen Aktionsplans zur Umsetzung des InVeKoS ist in erster 
Linie das Ministerium für ländliche Entwicklung zuständig.

Diskussion:

Der Minister und der Generalsekretär gaben der CONT-Delegation zunächst einen 
Überblick über die Lage der griechischen Landwirtschaft. Als Hauptgründe dafür, dass 
das InVeKoS noch immer nicht funktionstüchtig ist, nannten sie technische Probleme, 
Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit früherer Ausschreibungen und mangelnde IKT-
Kompetenz der meisten Empfänger. Aufgrund dieser Faktoren sei die Lage in 
Griechenland komplizierter als in anderen Mitgliedstaaten.
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Die Europaabgeordneten betonten, dass es 15 Jahre nach der GAP-Reform und der 
Verpflichtung Griechenlands zur Einführung des InVeKoS sowie 10 Jahre nach der 
obligatorischen Einführung des InVeKoS in allen Mitgliedstaaten gelinde gesagt 
höchste Zeit ist, dass Griechenland die Vorschriften einhält.

Ferner bekundeten die Abgeordneten ihre Absicht, gemeinsam mit der Kommission 
aufmerksam mitzuverfolgen, ob der von Griechenland vorgeschlagene Aktionsplan 
(siehe Anhang 6) genau eingehalten wird, damit das InVeKoS bis Ende 2008 
vollständig umgesetzt ist. Sie erklärten unmissverständlich, dass Griechenland alle 
gesetzten Fristen einzuhalten habe. Andernfalls würden sie sich für die teilweise 
Aussetzung der Agrarzahlungen an Griechenland einsetzen, wie in der EP-
Entschließung über die Entlastung für 2005 gefordert (siehe Anhang 2).

Schlussfolgerungen und Folgemaßnahmen:

Minister Bassiakos sicherte die Verwirklichung des griechischen Aktionsplans für die 
vollständige Umsetzung des InVeKoS zu.

Der CONT wird mit Kommissarin Fischer Boel in Kontakt bleiben, um die Einhaltung 
des Umsetzungszeitplans durch Griechenland zu überwachen. Er sollte von der 
Kommission Zwischenberichte bei Ablauf der jeweiligen Fristen anfordern. 

Arbeitsfrühstück mit dem Präsidenten der Panhellenischen Föderation der 
Verbände griechischer Agrargenossenschaften (PASEGES), Herrn Karamichas,
dem Generaldirektor Herrn Tsiforos und weiteren Vertretern des PASEGES 
(Hotel Saint George Lycabettus)

Hintergrund: 

Der 1935 gegründete PASEGES, eine Organisation ohne 
Erwerbszweck, ist der Dachverband der griechischen 
Agrargenossenschaften. Er vertritt mehr als 700 000 
Landwirte, 6 350 Agrargenossenschaften und 114 
Verbände von Agrargenossenschaften. 

Seine Hauptaufgaben sind die Förderung des 
Genossenschaftsgedankens und Weiterentwicklung des Genossenschaftswesens, die 
effektive Koordinierung der Wirtschafts- und Handelstätigkeit der 
Agrargenossenschaften auf nationaler und internationaler Ebene und die wirksame 
Vertretung der Agrargenossenschaften gegenüber Dritten im In- und Ausland. 

Anliegen des Treffens:

Die Delegation hatte diese Zusammenkunft einberufen, um sich eine bessere 
Vorstellung vom System der Verteilung der EU-Agrarmittel in Griechenland zu 
verschaffen, in dem die Mitgliedsverbände des PASEGES eine wichtige Rolle spielen.

Diskussion:
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Nachdem die PASEGES-Präsidentin Frau Karamichas ihre Organisation kurz 
vorgestellt hatte, nutzten die Europaabgeordneten die Gelegenheit, um mehr über die 
Rolle der Verbände als Mittler zwischen der Zahlstelle OPEKEPE und den Landwirten 
zu erfahren. Wie sich herausstellte, nehmen mehr als 95 % der Empfänger beim 
Ausfüllen ihrer Anträge an die OPEKEPE die Unterstützung der 
Genossenschaftsverbände in Anspruch. Diese Verbände sind regional organisiert und 
bieten Hilfe in behördlichen Angelegenheiten für die Landwirte, die – so der PASEGES
– oft nicht über die nötigen Kenntnisse in Verwaltungsdingen und IT-Kompetenzen 
verfügen, um selbst die erforderlichen Schritte zu unternehmen. 
Auf die Frage der Abgeordneten nach der Gebührenstruktur der Verbände wurde 
geantwortet, dass eine Aufstellung der Gebühren existiere, die die Landwirte aus 
privaten Mitteln an die Verbände zahlen. Der PASEGES wies zurück, dass einige 
Verbände einen Teil der auf den Konten der Landwirte eingehenden Gelder über 
Mittelsmänner direkt an sich selbst transferieren.
Ferner wurde der Delegation mitgeteilt, dass die Agrarbank keine Monopolstellung 
mehr innehabe.

Schlussfolgerungen:

Die Darlegungen des PASEGES waren hochinteressant und gaben den Abgeordneten 
Aufschluss über das griechische System. Für unbefriedigend erachteten die 
Abgeordneten jedoch die Auskünfte zur Arbeitsweise der regionalen Verbände und zur 
Gebührenstruktur. 

Treffen mit dem Präsidenten des griechischen Rechnungshofes, Herrn Koyrtis, 
und Justizrat Kostopoulos
(Griechischer Rechnungshof)

Hintergrund

Der griechische Rechnungshof wurde bereits 1833 nach 
französischem Vorbild geschaffen. Sein Mandat leitet sich 
aus der Verfassung ab. Er ist Teil der Judikative und hat als 
Oberstes Finanzgericht das Recht auf Verhängung von 
Sanktionen. Seine Aufgaben sind: Rechnungsprüfung und 

Berichterstattung, Beratung, Rechtsprechung. Zusätzlich zur traditionellen Überprüfung 
der öffentlichen Haushalte kontrolliert er auch die Verwendung von 
Gemeinschaftsmitteln im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik und der Strukturfonds.

Rechnungsprüfung im Hinblick auf EAGFL-Garantien: Für die Finanzierung der GAP 
wurde ein „Sonderkonto für Agrarprodukte-Garantien“ eingerichtet. Es werden 
Stichprobenprüfungen vorgenommen (jährlich erfolgen ca. 24 000 Zahlungen an 
Endbegünstigte). Seit 1995 führt der Rechnungshof eine finanzielle Prüfung durch, um 
die wirtschaftliche Haushaltsführung sicherzustellen.

Diskussion:

Die Delegation wurde vom Präsidenten des 
Rechnungshofs begrüßt, der unterstrich, dass der 
Rechnungshof präventiv und retrospektiv tätig ist. Der 
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Rechnungshof kontrolliere die Rechtmäßigkeit und Richtigkeit der Mittelverwendung, 
jedoch nicht die Wirtschaftlichkeit. 
Mehrfach unterstrichen der Präsident und der Justizrat, dass eine europäische Richtlinie 
benötigt werde, um den nationalen Rechnungshöfen die Durchführung von
Wirtschaftlichkeitsprüfungen zu ermöglichen. Solche Prüfungen würden beim 
griechischen Rechnungshof eine erhebliche Personalaufstockung erforderlich machen.

Eine jegliche Äußerung des Rechnungshofs über die Effizienz der Mittelverwendung 
würde sofort als Einmischung in die politische Entscheidungsfindung kritisiert werden, 
erklärte der Präsident. 
Zur Frage nationaler Zuverlässigkeitserklärungen führten der Präsident und der Justizrat
aus, dass der Rechnungshof solche Erklärungen nicht abgeben könne. Ihrer Meinung 
nach müsse ihm das Mandat dazu durch eine EU-Richtlinie übertragen werden. In 
diesem Zusammenhang erinnerten die Abgeordneten den Präsidenten an Ziffer 44 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung und wiesen darauf hin, dass vier Mitgliedstaaten 
bereits nationale Zuverlässigkeitserklärungen abgeben.
Die der Delegation angehörenden Mitglieder des EuRH leisteten einen wichtigen 
Beitrag bei diesem Treffen, indem sie Erläuterungen zu einer Reihe von Fragen gaben, 
darunter insbesondere zu den Prüfmethoden und zur Möglichkeit nationaler 
Zuverlässigkeitserklärungen.

Schlussfolgerungen:

Der griechische Rechnungshof führt finanzielle Prüfungen im Bereich des EAGFL 
durch, sieht sich jedoch aufgrund von Personalmangel und infolge seiner Auslegung der 
bestehenden Rechtsgrundlage nicht in der Lage, Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
vorzunehmen. 

Der CONT sollte sich bezüglich der benötigten Rechtsgrundlage für nationale 
Zuverlässigkeitserklärungen mit dem EuRH und der Kommission ins Benehmen setzen. 

Treffen mit dem Präsidenten der Zahlstelle OPEKEPE, Herrn Karatzoglou, der
Generaldirektorin, Frau Papavassiliou, und weiteren Vertretern der OPEKEPE

Hintergrund: 

Die griechische Zahlstelle OPEKEPE wurde 1998 eingerichtet und 1999 in eine 
juristische Person des Privatrechts umgewandelt. Sie nahm 2001 die Arbeit auf. Am 
1. September 2002 erfolgte ihre ständige Akkreditierung als Zahlstelle. Seit 2005 ist sie 
in Griechenland als einzige Einrichtung für die neuen GAP-Beihilferegelungen 
zuständig, die erstmals 2006 zur Anwendung kamen. Infolge der Umstrukturierung des 
EAGFL im Jahre 2006 bestimmte Griechenland sie per Gesetz Nr. 3508 zur Zahlstelle 
für die drei Fonds EGFL, EFLL und EFF. Die OPEKEPE ist dem Minister für ländliche 
Entwicklung und Ernährung unterstellt, hat ihren Hauptsitz in Athen und unterhält 11 
regionale sowie 34 lokale Niederlassungen auf Präfekturebene.
Jedes Jahr zahlt die Agentur Gemeinschaftsbeihilfen im Umfang von fast 3 Mrd. EUR
an nahezu 900 000 Begünstigte aus, darunter Landwirte, Bauernverbände, 
Exportunternehmen usw.

Die OPEKEPE beschäftigt feste Mitarbeiter und Saisonkräfte. Die Zahl der festen 
Mitarbeiter ist von 97 im Jahr 2001 auf 602 im Jahr 2007 gestiegen. Seit 2001 wurden 
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jährlich 450 Saisonkräfte eingestellt. Ab 2007 werden es 1 100 sein, weil der 
Aktionsplan für Griechenland zahlreichere Vor-Ort-Kontrollen vorsieht.

Diskussion:

Präsident Karatzoglou stellte die OPEKEPE vor (siehe „Hintergrund“) und berichtete 
über ihre Maßnahmen zur Verwirklichung der Zwischenziele des Aktionsplans für die 
vollständige Umsetzung des InVeKoS in Griechenland.
Die OPEKEPE ist zuständig für die Abwicklung des neuen Antragsverfahrens, die Vor-
Ort-Kontrollen, die Tierkennzeichnung und –registrierung und die Identifizierung 
landwirtschaftlich genutzter Parzellen. 
Das neue Antragsverfahren gilt ab dem Antragsjahr 2006. 
Die Vor-Ort-Kontrollen stellen ein großes Problem dar, weil nach wie vor 
organisatorische und technische Mängel in der Kontrolltätigkeit der 56 Nomos 
(Verwaltungsbezirke) bestehen. Der Schwachpunkt liegt dabei nicht in der Anzahl der 
Kontrollen, die das vorgeschriebene Minimum deutlich übersteigt, sondern in der seit 
Jahren unzulänglichen Termingestaltung, Qualität und Berichterstattung. Bei den Vor-
Ort-Kontrollen für das Antragsjahr 2006 war der Anteil der OPEKEPE an den 
Kontrollen verglichen mit dem der Nomos wesentlich höher als zuvor. Ab 2009 soll sie 
sämtliche Vor-Ort-Kontrollen durchführen.
Das System zur Tierkennzeichnung und –registrierung ist vorhanden, doch kommt es 
häufig zu Verzögerungen (in mehr als 28 % der Fälle) bei der Meldung von Geburten 
(vor allem in Gebirgsgegenden).
Das eigentliche Hindernis bei der vollständigen Umsetzung des InVeKoS ist die 
mangelnde Durchsetzung des Systems zur Identifizierung landwirtschaftlich genutzter 
Parzellen. Um Abhilfe zu schaffen, haben sich die griechischen Behörden im Rahmen 
des Aktionsplans verpflichtet, die Zuverlässigkeit des bestehenden Systems zu erhöhen 
und bis Ende 2008 ein funktionsfähiges neues System einzurichten (dies ist auch der 
vorgesehene Termin für die vollständige Umsetzung des InVeKoS in Griechenland).
Der Präsident der OPEKEPE stellte den Abgeordneten den Aktionsplan ausführlich vor. 
Daraufhin wurden mehrere eingehende Fragen zur Umsetzung des Aktionsplans 
gestellt. 

Schlussfolgerungen:
Die OPEKEPE ist der wichtigste Akteur bei der Durchführung des Aktionsplans. Der 
CONT sollte ihre Tätigkeit in engem Zusammenwirken mit der Kommission intensiv 
mitverfolgen.

Pressekonferenz im Hotel Saint George Lycabettus

Herr Bösch, Frau Kratsa-Tsagaropoulou und Frau Batzeli informierten die Presse über 
das Ziel des Besuchs der CONT-Delegation. 

Gemeinsames Mittagessen mit Abgeordneten des griechischen Parlaments
(Hotel Saint George Lycabettus)

Hintergrund: 
Das Treffen mit den Kollegen vom griechischen Parlament war vor allem dazu gedacht, 
einen Meinungsaustausch über den Stand des InVeKoS in Griechenland zu führen und 
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das nationale Parlament für die Notwendigkeit einer besseren Kontrolle der EU-Mittel 
zu sensibilisieren
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Diskussion:

Bei dem Meinungsaustausch mit den Parlamentariern ging es 
nicht nur um das InVeKoS, sondern auch um die Sicht 
Griechenlands auf allgemeine Fragen der GAP. Wie sich 
herausstellte, erachteten die nationalen Parlamentarier die 
Kontrolle von EU-Mitteln nicht immer als bedeutendes Thema. 
Die stellenweise sehr lebhafte Diskussion ließ daher deutlich 
werden, dass solche Zusammenkünfte unbedingt erforderlich 
sind, damit die Europaabgeordneten ein besseres Verständnis 
der lokalen Gegebenheiten erlangen und bei den nationalen 

Parlamenten mehr Aufmerksamkeit für CONT-Fragen erreichen können.

Schlussfolgerungen:

Diese Diskussion war von großer Bedeutung für die Mission, da sie den Standpunkt der 
griechischen Abgeordneten zur GAP und zu deren bevorstehender Reform 
verdeutlichte. Die Europaabgeordneten betonten, dass die GAP im Zuge der 
Haushaltsreform nur verteidigt werden könne, wenn ihre Kontrollmechanismen 
einwandfrei funktionieren und kein Verdacht auf Missbrauch von EU-Geldern besteht. 
Darüber hinaus führten sie allen Teilnehmern vor Augen, dass bereits Ausgaben in 
Höhe von 479 Mio. EUR, die Griechenland im Rahmen des InVeKoS erklärt hatte, 
nicht anerkannt wurden und dass weitere Zahlungen ausgesetzt würden, wenn 
Griechenland die von ihm selbst festgelegten Fristen des Aktionsplans nicht einhält.

Maßnahmen im Anschluss an die Diskussion über das InVeKoS

Der CONT sollte Kommissarin Fischer Boel und Frau Henna von Wedel, Mitglied des 
Europäischen Rechnungshofs, über seine Erkenntnisse unterrichten. Er sollte 
Kommissarin Fischer Boel ersuchen, ihn bei Ablauf des ersten Termins des 
Aktionsplans (15.5.2007) über die aktuelle Lage zu informieren. Eventuell wäre die 
Juli-Sitzung des CONT der geeignetste Zeitpunkt für ein Gespräch mit der 
Kommissarin.
Ferner sollte der CONT Kontakt zum BUDG aufnehmen, um die Kollegen umfassend 
über den Stand der Dinge und mögliche Folgemaßnahmen zu informieren.
Die Frage sollte auch bei der jährlichen Sitzung mit den nationalen Parlamenten 
aufgegriffen werden.
Sinnvoll wäre auch eine Kontaktaufnahme zum EuRH-Präsidenten Herrn Weber, um 
die weitere Teilnahme des CONT an der jährlichen Sitzung mit den nationalen 
Rechnungshöfen sicherzustellen.
Die Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Europäischen Rechnungshofs und dem 
Vertreter der GD AGRI war äußerst effektiv. Diese Form der Zusammenarbeit vor Ort 
sollte gegebenenfalls wiederholt werden.
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Abendessen und Zusammenkunft mit dem Europäischen Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP)
(beim CEDEFOP in Thessaloniki)

Hintergrund:

Das 1975 gegründete CEDEFOP ist eine europäische 
Einrichtung, die zur Förderung und Entwicklung der 
Berufsbildung in der Europäischen Union beiträgt. 
Es stellt ausgewählte Dokumentationen und 
Datenanalysen zusammen, leistet einen Beitrag zur 
Entwicklung und Koordinierung der Forschung, 

verbreitet Informationen, fördert gemeinsame Problemlösungsansätze in der beruflichen 
Aus- und Fortbildung und dient als Diskussionsforum.

Über mehrere Jahre hinweg berichtete der Europäische Rechnungshof über gewisse 
Verwaltungsprobleme beim CEDEFOP, die insbesondere die Einstellungsverfahren, die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und die Ausschreibungstätigkeit betrafen.

Seit Frau Bulgarelli neue Direktorin der Agentur ist, hat sich die Lage erheblich 
verbessert (siehe Anhang 5), was auch im EuRH-Bericht 2005 und in der EP-
Entschließung über die Entlastung für 2005 zum Ausdruck gebracht wurde (siehe 
Anhang 5).

Diskussion:

Die Delegation wurde von Direktorin Bulgarelli und anderen Mitarbeitern der Agentur 
willkommen geheißen. Bei einem informellen Empfang begann ein Meinungsaustausch 
über die Verbesserungen der letzten beiden Jahre. Die Delegation hatte Gelegenheit zu 
einem Treffen mit dem neu eingestellten internen Prüfer, der momentan das interne 
Prüfverfahren der Agentur weiterentwickelt. 

Beim Abendessen informierte Frau Bulgarelli die Europaabgeordneten über die 
Fortschritte der Agentur im Hinblick auf die wirtschaftliche Haushaltsführung und das 
Preis-Leistungs-Verhältnis. Sie verwies aber auch auf die Probleme von Agenturen, die 
sich nicht in zentraler Lage befinden, so u. a. den Mangel an hochqualifizierten 
Bewerbern aufgrund fehlender Infrastrukturen (z. B. Europäische Schulen) und 
Dienstleistungen. 
Das Abendessen bot den Delegationsmitgliedern erneut Gelegenheit zu einem 
Meinungsaustausch. Herr Sarmas, Mitglied des Europäischen Rechnungshofes, 
erläuterte die Prüfverfahren des Rechnungshofes für Agenturen.

Schlussfolgerungen:

Bei den Gesprächen mit Frau Bulgarelli, Herrn Bensasson, dem internen Prüfer und 
weiteren Mitarbeitern des CEDEFOP bestätigte sich, dass wesentliche Verbesserungen 
in der Verwaltung der Agentur zu verzeichnen sind. 
Allerdings gelangte die Delegation nicht zu einem endgültigen Standpunkt, was die 
Notwendigkeit der Unterhaltung dreier Agenturen mit sehr ähnlichen Mandaten 
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anbetrifft. Einige Abgeordnete blieben bei ihrer Ansicht, dass eine Umstrukturierung 
der Agenturen sinnvoll wäre.

Maßnahmen im Anschluss an den Besuch beim CEDEFOP

Der CONT sollte die weitere Entwicklung der Agentur aufmerksam beobachten und der 
Direktorin in ihren Bemühungen um eine wirtschaftliche Haushaltsführung 
uneingeschränkt zur Seite stehen.

Europäische Agentur für Wiederaufbau (EAR)
Besuch in der EJRM in Begleitung von Richard Zink, Direktor der EAR, Herrn 

Sandrin, Leiter des EAR-Einsatzzentrums Skopje, und weiteren Mitarbeitern der 
Agentur

Am Dienstag standen Vor-Ort-Besuche bei 
Projekten in der ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien (EJRM) auf dem 
Programm, die von der EU finanziert und von der 

EAR durchgeführt werden. 

Um einen repräsentativen Eindruck von der Rolle der EAR in der EJRM zu gewinnen, 
begab sich die Delegation in die kleine Stadt Kavadarci, wo die EAR bereits zahlreiche 
Vorhaben verwirklicht hat. Die Delegation konnte sich von Projekten zur 
Dezentralisierung der Entscheidungsfindung in der EJRM und zur Förderung der 
kommunalen Selbstverwaltung überzeugen, aber auch von Vorhaben in den Bereichen 
Umwelt, Bildung und KMU.

Die Delegation reiste mit dem Bus in die EJRM. Die 
Fahrt ging durch den Korridor X, der in nord-südlicher 
Richtung von der serbischen Grenze bis nach 
Griechenland verläuft. Ein zweiter Korridor in der 
EJRM, Korridor VIII, bildet die Ost-West-Verbindung 
von der bulgarischen Grenze bis nach Albanien. Für den 
Bau von Abschnitten dieser beiden großen Korridore 
stellte die EU mehr als 35,4 Mio. EUR zur Verfügung. 

Davon entfielen 14,8 Mio. (aus dem Phare-Programm der EU) auf den Bau eines 
9,3 km langen Abschnitts der Autobahn E-75 (Teil von 
Korridor X). Weitere 6,5 Kilometer der E-75 wurden mit 
Unterstützung durch das CARDS-Programm 
(Gemeinschaftshilfe für Wiederaufbau, Entwicklung und 
Stabilisierung) in Höhe von 11 Mio. EUR fertiggestellt. 
Außerdem förderte die EU den Bau der E-65 (Teil von 
Korridor VIII), indem sie 9,6 Mio. EUR für eine 4 km 
lange Umgehungsstraße zur Verfügung stellte, die 2002 
für den Verkehr geöffnet wurde.
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Kavadarci
Begrüßungsansprache und Ankündigung der Videopräsentation durch Pance Minov, 

Bürgermeister von Kavadarci
(Ort: Stadtverwaltung, Saal 1. Etage)

Videopräsentation zur Vergangenheit und Zukunft von EU-Förderprojekten
Besuch bei EU-Förderprojekten

Die Europaabgeordneten wurden von Bürgermeister 
Pance Minov und den Rathausmitarbeitern begrüßt. Der 
Bürgermeister machte einleitende Ausführungen zu den 
von der EU finanzierten Projekten und ihrer Bedeutung 
für die Stadt. Es folgte ein Rundgang durch das Rathaus 
mit einem Besuch beim Referat Stadtplanung, das von 
der EU Fördermittel im Rahmen eines Programms zur 

Unterstützung der kommunalen Selbstverwaltung erhalten hat. 

Da der Stadtverwaltung klar war, dass die Delegation keine Zeit zum Besuch sämtlicher 
EU-Projekte haben würde, hatte sie ein Video vorbereitet, auf dem zahlreiche Vorhaben 
vorgestellt wurden. Außerdem waren Einwohner von Kavadarci dazu befragt worden, 
was sie über die EU-Projekte wissen und wie diese ihr Leben verändert haben. Klarer 
Spitzenreiter war für die meisten Bürger das Abwassersystem. Zuvor hatte die 
Bevölkerung nur zu bestimmten Tageszeiten Wasser, jetzt fließt es rund um die Uhr. 
Dank diesem Projekt ist die Stadt jetzt auch vor Hochwasser geschützt.

Weitere Ziele der Europaabgeordneten waren die Station zur Überwachung der 
Luftqualität, die zu einem von der EU finanzierten nationalen 
Luftqualitätskontrollsystem gehört, und die Hochschule für Land- und Forstwirtschaft, 
die von der EU finanzierte Ausbildungsmittel verwendet.

Verbesserung der Luftqualität 

Die EU stellte über die EAR technische Ausrüstungen im Wert 
von 1,5 Mio. EUR für den Aufbau eines nationalen Systems zur 
Überwachung der Luftqualität bereit, das mittlerweile 15 
automatische Messstationen umfasst, die an ein zentrales 
Datenerfassungssystem und Kalibrierlabor angeschlossen sind. 
Auch in Kavadarci befindet sich eine solche Kontrollstation, die 
kontinuierlich Daten zur Konzentration von Luftschadstoffen 
wie z. B. SO2, NO2, CO und O3 liefert.

Die Daten werden an das mazedonische 
Umweltinformationszentrum im Umweltministerium gesandt 

und dort täglich ausgewertet. Übersteigt eine bestimmte Schadstoffkonzentration in drei 
aufeinanderfolgenden Stunden den zulässigen stündlichen Höchstwert, erfolgt sofort 
eine Meldung an die Staatliche Umweltinspektion und die jeweilige Gemeinde.

Daten zu allen überwachten Schadstoffen werden regelmäßig auf die Website des 
Ministeriums gestellt und an die Gemeinden übermittelt. Die Luftqualitätsberichte 
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werden von kommunalen Fachleuten analysiert und vom Gemeinderat überprüft, damit 
Veränderungen mitverfolgt und gegebenenfalls Maßnahmen zur Verbesserung der 
Luftqualität getroffen werden können.

Berufliche Aus- und Fortbildung

Seit 1998 hat die EU die berufliche Aus- und 
Fortbildung und das lebenslange Lernen in der EFRM 
mit rund 10 Mio. EUR gefördert. Unter anderem wurde 
die Berufsbildungsreform im Sekundarbereich durch die 
Erarbeitung neuer, auf die Bedürfnisse des 
Arbeitsmarkts abgestimmter Lehrpläne unterstützt.
Außerdem finanzierte die EU Schulungen für 
Lehrpersonal und Schulleiter und 

Ausrüstungsgegenstände für 58 Berufsbildungseinrichtungen in verschiedenen 
Landesteilen. Im Rahmen dieses Programms sind dauerhafte Verbindungen zwischen 
Schulen und der privaten Wirtschaft entstanden.

Die Berufsschule „Gorce Petrov“ in Kavadarci erhielt Landwirtschaftsgeräte im Wert 
von ca. 54 000 EUR, so z. Β. einen Weinbautraktor, einen Anhänger, ein Gerät zur 
Düngemittelausbringung, einen Pflug und vieles mehr. All diese 
Ausrüstungsgegenstände werden bei der Ausbildung im Weinbau eingesetzt, der in der 
regionalen Wirtschaft eine wichtige Rolle spielt.

Skopje
Besuch beim EAR-Büro in Skopje

Treffen mit dem Sonderbeauftragten Erwan Fouéré
Besuch bei EU-Förderprojekten in Skopje

Ein mit 3 Mio. EUR dotiertes EU-
Projekt zur Förderung der 
Dezentralisierung in der EJRM, das 
von der Agentur verwaltet wurde, 
diente der Unterstützung von 
Gemeinden bei der Entwicklung 
von Stadtplanungskompetenzen und 
bürgernahen Dienstleistungen. Dies war das erste geberfinanzierte 

Projekt, das sich in der kritischen Zeit des Übergangs der Zuständigkeit für die 
Stadtplanung von der zentralen auf die lokale Ebene den Bedürfnissen der 
Stadtplanungsreferate in allen 85 Gemeinden widmete.

Das Projekt umfasste Schulungen für Bürgermeister, öffentlich Bedienstete sowie 
Stadtplaner auf lokaler und ministerieller Ebene im Umgang mit modernsten 
Technologien, Unterstützung beim Aufbau von Referaten für Stadtplanung und die 
Bereitstellung von IT- und GIS-Technik. Außerdem wurde ein Handbuch erarbeitet, das 
sich in der tagtäglichen Arbeit der Stadtplanungsreferate als unverzichtbares Werkzeug 
erwiesen hat.
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Unterstützung der Abteilung für Forensik

Im Zuge der anhaltenden Unterstützung der Polizeireform stellte die EU für die 
Renovierung und Ausstattung der Abteilung für Forensik und ihrer Labors Mittel im 
Umfang von 3,2 Mio. EUR zur Verfügung. Dies ist ein Beitrag zur Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Polizei auf dem Gebiet der Beweismittelverwaltung, der 
forensischen Analyse und der ballistischen Untersuchung. Im Rahmen dieses von der 
EAR verwalteten Projekts hat die Abteilung für Forensik ein neues IT-System und 20 
Fahrzeuge erhalten, damit ihr Personal effektiver arbeiten kann und mobiler ist.

Unterstützung der Dezentralisierung: das neue „Haus der Gemeinden“ des ZELS

Um die operativen Fähigkeiten des Verbandes der 
Gemeinden (ZELS) zu stärken, hat die EU 0,8 Mio.
EUR für den Bau eines Verwaltungsgebäudes zur 
Verfügung gestellt. Im neu entstehenden „Haus der 
Gemeinden“ des ZELS werden Angestellte und 
Besucher auf einer Fläche von 1 100 m2 Büros, 
Sitzungsräume und Lagerflächen vorfinden. Es handelt 
sich um ein Energiespargebäude, das Solarenergie nutzt. 

Auch die Landschaftsgestaltung wurde in das Gesamtkonzept einbezogen.

Pressekonferenz am Hauptsitz der EAR

Delegationsleiter Herbert BÖSCH gab eine Pressekonferenz für die mazedonischen 
Medien, bei der er hervorhob, dass der CONT der Arbeit der EAR große Bedeutung 
beimisst. Er erklärte, dass die Delegation stark beeindruckt sei von den Leistungen der 
EAR in der EJRM, von ihrer Effizienz und Außenwirksamkeit. Die Delegation habe die 
Reise in die EJRM unternommen, um die Verwendung von EU-Steuergeldern zu 
kontrollieren, und sei mit dem Gesehenen zufrieden. Solange die Regierung der EJRM 
noch nicht für fähig erachtet werde, die Verwaltung von EU-Steuergeldern zu 
übernehmen und deren effektiven und rentablen Einsatz zu gewährleisten, könne der 
CONT der vorgesehenen Einstellung der Tätigkeit der Agentur in der EJRM nicht 
zustimmen, denn die EAR biete nicht nur für die EU, sondern auch für die Bevölkerung 
der EJRM die beste Gewähr, dass die Mittel optimal verwaltet werden (siehe 
englischsprachige Presseausschnitte in Anhang 6).

Diskussionen im EAR-Büro und bei dem Treffen mit dem EU-Sonderbeauftragten 
Erwan Fouéré:

Die Delegation würdigte die Arbeit der EAR in der EJRM (und in den anderen 
Balkanregionen, in denen sie aktiv ist). Sie wiederholte ihre Kritik am Beschluss der 
Kommission, das Mandat der Agentur Ende 2008 zu beenden. Außerdem verwies sie 
auf den Widerspruch zwischen dem jetzigen Mandat der Agentur, die allmählich 
abgebaut werden und nur noch CARDS-Projekte abwickeln soll, und der Tatsache, dass 
sie in Wirklichkeit den gesamten IPA-Prozess in die Wege leitet, da weder die EU-
Delegation noch das Empfängerland auf dessen Übernahme vorbereitet sind. Die 
CONT-Delegation betonte die Notwendigkeit einer sofortigen Änderung des Mandats 
der EAR, damit sie ihre Aufgaben auf einer soliden rechtlichen Grundlage wahrnehmen 
kann, denn ihr jetziges Mandat deckt ihr sehr hoch einzuschätzendes Engagement für 
das IPA nicht ab. In der Zusammenarbeit zwischen dem IPA und der EU-Kommission 
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unter Leitung von Botschafter Fouéré gehen die politische Vertretung und Arbeit der 
Kommission einerseits und die technische Expertise der Agentur für die 
Projektdurchführung andererseits nach Ansicht der Delegation eine empfehlenswerte, 
hochproduktive Verbindung ein. 

Schlussfolgerungen in Bezug auf die EAR

Die Delegation ist überzeugter denn je, dass die im EP-Bericht zur Entlastung für 2005 
getroffenen Aussagen über die EAR voll und ganz zutreffen. (Anhang 3). 
Die Tätigkeit der EAR auf dem Balkan darf noch nicht eingestellt werden, denn keine 
der Regierungen in dieser Region ist ausreichend darauf vorbereitet, ein dezentrales 
Hilfsprogramm zu verwalten. Außerdem ist es nach Meinung des CONT von größter 
Wichtigkeit, dass auch nach der Dezentralisierung der Hilfe eine EU-Einrichtung zur 
Verfügung steht, die die Verwaltung der EU-Gelder kontrolliert und Hilfestellung gibt. 
Die Delegation stellte fest, dass die von der Kommission beabsichtigte Schließung der 
EAR Ende 2008 und Beschränkung ihres Mandats auf die Abwicklung des CARDS-
Programms im Widerspruch zum tatsächlichen Beitrag der Agentur zur Vorbereitung 
der Verwaltung der IPA-Mittel steht.
Die EU-Delegation (unter Leitung des Sonderbeauftragten Erwan FOUERE) und die 
EAR arbeiten vor Ort sehr effektiv zusammen und die Delegation ist überzeugt, dass 
eine starke politische Vertretung erforderlich ist, damit die Agentur erfolgreich tätig 
sein kann.

Ausgehend von ihren Beobachtungen gelangt die Delegation leider zu dem Schluss, 
dass die Präsenz der Kommission auf dem Balkan keineswegs zufriedenstellend ist: In 
Montenegro gibt es ein Jahr nach der Unabhängigkeit immer noch keine EU-
Delegation. 
Im Kosovo, wo die künftige politische Entwicklung momentan keinesfalls feststeht, ist 
das Büro der Kommission nur mit einem einzigen Beamten besetzt.
Das Fazit lautet: Von den Büros der Kommission in Pristina, Skopje, Belgrad und 
Podgorica ist keines für die Verwaltung der IPA gewappnet. 
Ferner ist die Delegation überzeugt, dass sich ein großer Teil der Erfahrungen der 
Agentur in dieser Nachkrisenregion auf andere Regionen übertragen lässt, in denen sich 
die EU stark engagiert, so z. B. auf die von der EU-Nachbarschaftspolitik begünstigten 
Länder, den Schwarzmeerraum (einschließlich Kaukasus) und Zentralasien.
Angesichts ihrer Erfahrungen mit der Unterstützung nach Konflikten, darunter auch bei 
der Vorbereitung und raschen praktischen Umsetzung derartiger Hilfsprojekte, könnte 
die Agentur in anderen Post-Konflikt-Regionen der Welt tätig werden, namentlich im 
Nahen und Mittleren Osten, Libanon, Irak, Palästina.
Ein solcher Schritt würde der EU zu verstärkter Sichtbarkeit verhelfen. Zugleich würde 
er dazu beitragen, dass sich die Durchführung der Hilfe nicht mehr wie bisher massiv 
auf Treuhandfonds der UNO oder Weltbank konzentriert, bei denen weder der 
Europäische Rechnungshof noch das Europäische Parlament die Verwendung der EU-
Steuergelder prüfen kann.
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Maßnahmen im Anschluss an den Besuch bei der EAR

Der CONT sollte zu diesen Fragen einen Dialog mit den zuständigen 
Kommissionsmitgliedern, Herrn Rehn und Frau Ferrero-Waldner, sowie mit der GD 
Relex aufnehmen. Vielleicht wäre die Juli-Sitzung des CONT der geeignetste Zeitpunkt 
für ein Gespräch mit den Kommissionsmitgliedern. Dabei könnte der CONT seine 
Beurteilung der Lage vorstellen. In Vorbereitung auf die Sitzung könnte ein 
ausführlicheres Dokument zur eventuellen Ausweitung des Mandats der EAR erarbeitet 
werden.

Die Entschließung des EP betreffend die Entlastung für 2005 könnte zusammen mit 
einem Begleitschreiben des EP-Präsidenten an die beiden Kommissionsmitglieder 
gesandt werden.

Der EuRH und OLAF sollten ebenfalls zu dieser Sitzung eingeladen werden, da sie die 
Ansicht der CONT-Delegation stark unterstützen und in der Schließung der EAR eine 
große Gefahr sehen.

Der CONT sollte den AFET zu einer Diskussion über das Mandat der Agentur und über 
die Umsetzung der EP-Entschließung betreffend die Entlastung für 2005 einladen.


